
aus.Besteht die Gefahr, daQ ein junger Mensch verwahrloct
ist oder von einer Verwahr 1 osung bedroiit, so kann das Jugend-
amt beim zustandigen Vormundscha f t sger icht die Fursorge-
erziehung beantragen, wenn keine andere Er z i ehungsmaQnahme
ausreichend erscheint. Der Vormundschaf t srichter ordnet
dièse MaGnahme nach Anhorung der An t ragsberecht ig ten und
des Betroffenen (Personensor geberecht igte - Jugendamt -
Landes jugendamt ) an.
Seinen Reschluß muG das Vormundschaf t sger icht mit einer
Begriïndung versehen, der den Beteiligten an diesem ProzeG

zuzustel len ist.
Bei dieser MaQnahme geht das Auf entha11sbes t inrmungsrecht
an das Landes jugendamt über, das auch die Kosten dieser
Maßnahme tragt.

In enger Zusanrmenarbe it mit dieser Stelle bleibt jedoch
das o£^!l£he_Ju3£ndamt^ im Rahmen einer EinzeIfa11be t reuung

fur den Mi nder jahr igen zustandig, da es nicht sinnvoll erscheint,
ohne die Einbeziehung des ortlichen Jugendamtés cine dem

jungen Menschen adaquate He imerziehung zu leisten.

FEH und vor allcm FE stehen allerdings oftmals noch in einem
gewissen Gegensatz zu Bestrebungen um Regionalisierung und
Elternnahe (vgl.l).Die (nicht gelungene) Neufassung cines
Jugendhi lfegesetzes (1977 - 80) sah deshalb noch cine andere
Gliederung der Hilfeformen vor. Die an Jahren alte und durch
st igmat is ierende Wirkung belastende Fursorge- oder Zwangs-
Erziehung ist heute stark umstritten. Zweifellos ist besonders
in der sogenannten "Geschl os senen Unterbr ingung", die zwi schen
1965 und 1975 zuruckgedr angt wurde, jetzt aber wieder starker
gefordert und praktiziert wird, die Verbindung von Erziehung,
Thérapie und Strate ungeklart. Ein e inheitliches Jugendgesetz
fur familier und sozial Benachte iligte, Behinderte, Erziehungs-
bedurftige, jugendliche Straftater und psychisch Kranke
ist jedoch leider noch inmner nicht in Sicht.
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